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Drucksache IV/ 2854 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 19. Dezember 1964 

6 — 68070 — 6304/64 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Verträgen zur Gründung 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Euro- 
päischen Atomgemeinschaft 

hier: Verordnungen zur Regelung der Bezüge und der 
Sozialen Sicherheit der Atomanlagenbediensteten 
der Gemeinsamen Kernforschungsstelle der Euro- 
päischen Atomgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zu den Verträ- 
gen vom 25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemein- 
schaft (EAG) — BGBl. II S. 753 — übersende ich die Vorschläge 
der Kommission der EAG 

für eine Verordnung Nr. . . ./EURATOM des Rats zur Rege- 
lung der Bezüge und Sozialen Sicherheit der Atomanlagen- 
bediensteten der Gemeinsamen Kernforschungsstelle, die 
in den Niederlanden dienstlich verwendet werden, 

für eine Verordnung Nr /. . ./EURATOM des Rats zur 

Regelung der Bezüge und Sozialen Sicherheit der Atom- 
anlagenbediensteten der Gemeinsamen Kernforschungs- 
stelle, die in der Bundesrepublik Deutschland dienstlich 
verwendet werden, 

für eine Verordnung zur Änderung der Verordnung 
Nr. 9/63/EURATOM des Rats vom 18. Dezember 1963, 
(Italien) 

für eine Verordnung zur Änderung der Verordnung 
Nr. 10/63/EURATOM des Rats vom 18. Dezember 1963, 
(Belgien). 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Präsidenten der Kom- 
mission der EAG vom 17. November 1964 dem Präsidenten des 
Rats der EAG übermittelt worden; vor kurzem hat die Kom- 
mission noch ein Korrigendum zu ihrem Vorschlag für die die 
Atomanlagenbediensteten in den Niederlanden betreffende 
Verordnung übersandt, das ebenfalls beigefügt ist. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Euro- 
päischen Gerichtshofs ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Eine Begründung war den Vorschlägen der Kommission der 
EAG nicht beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 

Blank 
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EUROPÄISCHE 

ATOMGEMEINSCHAFT 

Der Rat 


Brüssel, den 20. November 1964 


Vermerk 


Betrifft: Bezüge und Soziale Sicherheit der Atomanlagenbediensteten der 
Gemeinsamen Kernforschungsstelle (Artikel 94 der Beschäfti- 
gungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten) 


Die Herren Mitglieder des Rats erhalten in der 
Anlage eine Übersetzung eines Schreibens der Kom- 
mission vom 17, November 1964 mit Vorschlägen in 
bezug auf folgendes: 

— Regelung der Bezüge und Sozialen Sicherheit 
der Atomanlagenbediensteten der Gemeinsamen 
Kernforschungsstelle, die in der Bundesrepublik 
Deutschland und in den Niederlanden dienstlich 
verwendet werden; 

— Änderung hinsichtlich der Bezüge und der Sozia- 
len Sicherheit der Atomanlagenbediensteten der 
Gemeinsamen Kernforschungsstelle, die in Bel- 
gien und Italien dienstlich verwendet werden. 
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EUROPÄISCHE 

ATOMGEMEINSCHAFT 


EURATOM 


Die Kommission 


Brüssel, den 17. November 1964 


An den 

Herrn Präsidenten 

des Rats der Europäischen 

Atomgemeinschaft 

Brüssel 

Rue Ravenstein 2 


Herr Präsident! 

In Artikel 94 der Beschäftigungsbedingungen für die 
sonstigen Bediensteten der Gemeinschaften heißt es 
wie folgt; 

„Der Rat der Europäischen Atomgemeinschaft 
legt auf Vorschlag der Kommission der Euro- 
päischen Atomgemeinschaft mit qualifizierter 
Mehrheit [Artikel 118 Absatz (2) Unterabsatz 2 
erster Fall des Vertrages zur Gründung der 
Europäischen Atomgemeinschaft] unter Zugrun- 
delegung der örtlichen Gepflogenheiten folgen- 
des fest: 

— a) die Regelung der Bezüge der Atom- 

anlagenbediensteten der Gemeinsamen 
Kernforschungsstelle für jeden Ort der 
dienstlichen Verwendung; 

— b) die ihnen gewährten Zulagen, Versiche- 

rungen, sozialen Vergünstigungen und 
damit zusammenhängenden Vorteile aller 
Art. 

Zur Durchführung der Vorschriften in Buch- 
stabe b) schließt die Kommission der Euro- 
päischen Atomgemeinschaft soweit möglich 
Sonderabkommen mit den entsprechenden Fach- 
organen der betreffenden Länder." 

Dieser Bedingung entsprechend übermittle ich 
Ihnen die Vorschläge der Euratomkommission für 
die Atomanlagenbediensteten der Forschungsanstal- 
ten PETTEN (Niederlande) und KARLSRUHE 
(Bundesrepublik Deutschland) sowie Änderungsvor- 
schläge zu den Verordnungen Nr. 10/63 und 9/63 


betreffend die Atomanlagenbediensteten der For- 
schungsänstalten GEEL/MOL (Belgien) und ISPRA 
(Italien). 

Zu diesen Vorschlägen bemerke ich folgendes; 
PETTEN; 

Die Vorschläge sind unter Zugrundelegung der 
beim Reactorcentrum Nederland bestehenden Ge- 
pflogenheiten im Hinblick auf eine möglichst 
fruchtbare Zusammenarbeit mit diesem For- 
schungszentrum in Personalfragen ausgearbeitet 
worden. 

KARLSRUHE: 

Die Vorschläge stützen sich auf die Gepflogen- 
heiten bei den Kernforschungszentren sowie auf 
die geltenden Rechtsvorschriften, vor allem auf 
den BAT. 

GEEL/MOL und ISPRA: 

Die seit einem Jahr in Kraft befindlichen Verord- 
nungen Nr. 9 und 10/63 haben sich im großen und 
ganzen als zufriedenstellend erwiesen. Die Praxis 
hat jedoch gezeigt, daß einzelne Änderungen — 
vor allem auf sozialem Gebiet — erforderlich sind, 
um die Regelung enger an die Gepflogenheiten 
der in der Nähe befindlichen großen technischen 
Anlagen anzulehnen und um der Struktur der 
Forschungsanstalten der EAG Rechnung zu tragen, 

Die Kommission würde es sehr begrüßen, wenn 
diese Verordnungen am 1. Januar 1965 in Kraft 
treten könnten. 


Der Präsident 
P. CHATENET 
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Verordnung Nr. . . ./Euratom des Rats 
zur Regelung der Bezüge und Sozialen Sicherheit 
der Atomanlagenbediensteten der Gemeinsamen 
Kernforschungsstelle, die in den Niederlanden dienstlich 

verwendet werden 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
ATOMGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf die Verordnung Nr. 31 (EWG) — 
Nr. 11 (EAG) über das Statut der Beamten und über 
die Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen 
Bediensteten der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft und der Europäischen Atomgemeinschaft 
insbesondere auf die Artikel 4 Absatz (2), 94 und 95 
der Beschäftigungsbedingungen, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in der Erwägung, daß es dem Rat obliegt, auf Vor- 
schlag der Kommission festzulegen: 

— unter Zugrundelegung der örtlichen Gepflogen- 
heiten die Regelung der Bezüge der Atom- 
anlagenbediensteten der Gemeinsamen Kern- 
forschungsstelle für jeden Ort der dienstlichen 
Verwendung sowie die ihnen gewährten Zu- 
lagen, Versicherungen, sozialen Vergünstigun- 
gen und damit zusammenhängenden Vorteile 
aller Art, 

— die Höhe der Zulagen für die Atomanlagen- 
bediensteten der Gemeinsamen Kernforschungs- 
stelle, deren Wohnsitz sich bei ihrer Einstellung 
nicht in dem Lande oder in unmittelbarer Nähe 
des Ortes ihrer dienstlichen Verwendung be- 
findet — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Diese Verordnung gilt für die Atomanlagen- 
bediensteten der Gemeinsamen Kernforschungs- 
stelle, die in Artikel 4 Absatz (2) der Beschäftigungs- 
bedingungen für die sonstigen Bediensteten der 
Gemeinschaften — im folgenden Beschäftigungs- 
bedingungen genannt — bezeichnet sind und die in 
den Niederlanden, insbesondere bei der Forschungs- 
anstalt Fetten (Provinz Nord-Hölland), dienstlich 
verwendet werden. 

Artikel 2 

Die Dienstposten, auf denen die Atomanlagen- 
bediensteten verwendet werden können, sind nach 
Art und Bedeutung der damit verbundenen Auf- 


Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 45 
vom 14. Juni 1962, S. 1385/62 


gaben in zwei Klassen eingeteilt, die den Laufbahn- 
gruppen C und D entsprechen, die in der Übersicht 
über die Grundamtsbezeichnungen in Anhang I des 
Statuts der Beamten der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und der Europäischen Atomgemein- 
schaft — im folgenden Statut genannt — aufgeführt 
sind. Die Klasse 1 umfaßt fünf Gruppen mit je acht- 
zehn Dienstaltersstufen, die Klasse 2 vier Gruppen 
mit je achtzehn Dienstaltersstufen. 


Artikel 3 

Die monatlichen Grundbezüge für jede der Grup- 
pen und Dienstaltersstufen werden nach der Tabelle 
im Anhang zu dieser Verordnung festgesetzt. Zu 
diesen Grundbezügen treten gegebenenfalls fol- 
gende Zulagen hinzu: 

a) eine Wohnungszulage (huurcompensatie) in 
Höhe von 5,3 °/o der monatlichen Grundbezüge; 

b) eine Bereitschaftsdienstzulage (consignatietoe- 
lage) in Höhe von höchstens 4 ®/o der monat- 
lichen Grundbezüge; 

c) ein Urlaubsgeld (vacantietoelage) in Höhe von 
höchstens 4 ®/o der monatlichen Grundbezüge. 

Die zum Abschluß der Dienstverträge ermächtigte 
Stelle setzt die Grenzen und Bedingungen für die 
Gewährung dieser Zulagen sowie die Einzelheiten 
ihrer Zahlung fest. 

Die Sätze dieser Zulagen werden zum 1. Januar 
1965 festgesetzt. Die von den zuständigen nieder- 
ländischen Behörden beschlossenen Änderungen der 
Höhe dieser Zulagen gelten auch im Rahmen dieser 
Verordnung. 


Artikel 4 

Ein Atomanlagenbediensteter steigt jedes Jahr 
automatisch in die nächsthöhere Dienstaltersstufe 
seiner Gruppe auf. Wegen außergewöhnlicher Ver- 
dienste kann dem Atomanlagenbediensteten einmal 
in jeder Gruppe durch Verfügung der zum Abschluß 
der Dienstverträge ermächtigten Stelle ein Auf- 
steigen um zwei Dienstaltersstufen gewährt werden. 

Der Übergang in eine höhere Gruppe oder in die 
höhere Klasse erfolgt auf Grund einer Auslese nach 
Maßgabe des Artikels 92 der Beschäftigungsbedin- 
gungen. 
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Artikel 5 

Die Atomanlagenbediensteten dürfen nur in drin- 
genden Fällen oder bei außergewöhnlichem Arbeits- 
anfall zur Leistung von Überstunden herangezogen 
werden. Sie haben Anspruch darauf, daß die von 
ihnen geleisteten Überstunden spätestens innerhalb 
eines Monats nach Ablauf des Monats, in dem sie 
geleistet wurden, durch Dienstbefreiung abgegolten 
werden; ist dies nicht möglich, so haben sie An- 
spruch auf eine Vergütung, deren Höhe nach den 
Bestimmungen des Statuts festgesetzt wird. 

Die Gesamtzahl der Überstunden, die von einem 
Atomanlagenbediensteten gefordert werden können, 
darf im Monat vierzig Stunden und im Kalender- 
halbjahr einhundertfünfzig Stunden nicht über- 
schreiten. 

A r t i k e 1 6 

Die Atomanlagenbediensteten erhalten unter den 
für die Beamten der Europäischen Atomgemeinschaft 
festgesetzten Bedingungen die Prämien für paten- 
tierte Erfindungen, die Prämien für außergewöhn- 
liche Dienstleistungen und die Entschädigungen zum 
Ausgleich für besondere beschwerliche Arbeiten, die 
in den Artikeln 94, 99 und 100 des Statuts vorge- 
sehen sind. 

Ar t i k e 1 7 

1. Um die Atomanlagenbediensteten insbesondere 
bei Krankheit, Unfall, Invalidität und Alter so- 
wie für den Todesfall und bei Arbeitslosigkeit 
zu sichern, werden sie, vom Tag ihrer Einstellung 
an, den niederländischen Einrichtungen für So- 
ziale Sicherheit angeschlossen. Sie erhalten die 
sich aus ihrer Zugehörigkeit zu diesen Einrich- 
tungen ergebenden Leistungen, insbesondere die 
Familienzulagen. 

2. Das Organ trägt dafür Sorge, daß diese Leistun- 
gen nicht gleichzeitig mit von ihm gezahlten 
gleichartigen Leistungen bezogen werden. 

Artikel 8 

Das Organ übernimmt im Rahmen der in Artikel 7 
genannten Zugehörigkeit die Arbeitgeberbeiträge 
und behält die von dem Mitglied zu zahlenden Bei- 
träge bei der Zahlung der Bezüge ein. 

Das Organ schließt mit den in Artikel 7 ge- 
nannten Einrichtungen die erforderlichen Verein- 
barungen. 

Artikel 9 

Im Falle von Krankheit, Unfall und Mutterschaft 
erhält der Atomanlagenbedienstete die Zulagen, die 
in den niederländischen Rechtsvorschriften auf dem 
Gebiet der sozialen Sicherheit vorgesehen sind. 

Artikel 10 

Entsprechend den örtlichen Gepflogenheiten kön- 
nen zusätzlich zu den Leistungen der niederländi- 


schen Sozialversicherung weitere Leistungen ge- 
währt werden. Sie entsprechen den Leistungen, die 
den beim RCN beschäftigten Bediensteten gewährt 
werden. 

Artikel 11 

Der Atomanlagenbedienstete, der nicht am Orte 
seiner dienstlichen Verwendung eingestellt worden 
ist, hat Anspruch: 

a) auf die Erstattung der Umzugskosten, die ihm 
bei Dienstantritt und bei Beendigung des Be- 
schäftigungsverhältnisses, soweit diese im Rah- 
men von Artikel 98, § 1 a) und e) Satz 2 der 
Beschäftigungsbedingungen erfolgte, entstanden 
sind; 

b) auf eine Einrichtungsbeihilfe in Höhe der Hälfte 
seiner monatlichen Grundbezüge und/oder auf 
einen Unterkunfts- und Verpflegungszuschuß; 

c) gegebenenfalls auf Erstattung seiner Fahrkosten 
' zum Ort seiner dienstlichen Verwendung. 

Die zum Abschluß der Dienstverträge ermächtigte 
Stelle legt die Bedingungen für die Gewährung die- 
ser Erstattungen und Vergütungen und ihre Grenzen, 
und zwar insbesondere hinsichtlich der unverheirate- 
ten Bediensteten fest. 


Artikel 12 

Der Atomanlagenbedienstete erhält die in Arti- 
kel 67 des Statuts vorgesehene Erziehungszulage, 
sofern seine unterhaltsberechtigten Kinder nicht die 
Stipendien oder sonstigen Leistungen erhalten kön- 
nen, die gewöhnlich an den niederländischen Schulen 
gewährt werden. 

Artikel 13 

Bei Erhöhungen der Bezüge in den wissenschaft- 
lichen oder technischen Tätigkeitsbereichen, die den- 
jenigen der Europäischen Atomgemeinschaft ent- 
sprechen, insbesondere beim RCN, wird die Tabelle 
der Bezüge in dem Maße geändert, in dem eine 
Änderung- zugunsten des Personals vorgenommen 
worden ist, das Tätigkeiten ausübt, die denen der 
EAG entsprechen. In diesem Fall wird die Änderung 
auf Vorschlag der Kommission vom Rat mit qualifi- 
zierter Mehrheit gemäß Artikel 118 Absatz (2) Un- 
terabsatz 2 erster Fall des Vertrages zur Gründung 
der Europäischen Atomgemeinschaft binnen kürze- 
ster Frist beschlossen. 


Artikeln 

Ein Atomanlagenbediensteter, dessen Nettobezüge 
sich auf Grund der Anwendung dieser Verordnung 
vermindern, erhält eine Ausgleichszulage. 

Diese Zulage entspricht für jeden Monat dem 
Unterschiedsbetrag zwischen 

— den im letzten Monat vor Inkrafttreten dieser 
Verordnung gezahlten Nettobezügen und 
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— den Nettobezügen, die der Bedienstete auf Grund 
dieser Verordnung in dem betreffenden Monat 
erhalten hätte, wenn er die gleichen Familien- 
lasten gehabt hätte wie im letzten Monat vor 
Inkrafttreten dieser Verordnung. 

Die nach dem Tage des Inkrafttretens dieser Ver- 
ordnung gewährten Erhöhungen der Bezüge werden 
von dieser Ausgleichszulage abgezogen. 


A r t i k e 1 lv5 

Diese Verordnung tritt am in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Anlage 


Klasse 1 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

16 

17 

18 

Gruppe 1 

715 

735 

755 

775 

795 

815 

835 

855 

875 

895 

915 

935 

955 

975 

995 

1015 1035 1055 

Gruppe 2 

’ 600 

620 

640 

660 

680 

700 

720 

740 

760 

780 

800 

820 

840 

860 

880 

900 

920 

940 

Gruppe 3 

520 

540- 

560 

580 

600 

620 

640 

660 

680 

700 

720 

740 

760 

780 

800 

820 

840 

860 

Gruppe 4 

440 

460 

480 

500 

520 

540 

560 

580 

600 

620 

640 

660 

680 

700 

720 

740 

760 

780 

Gruppe 5 

385 

405 

425 

445 

465 

485 

505 

525 

545 

565 

585 

605 

625 

645 

665 

685 

705 

725 

Klasse 2 

Gruppe 1 

520 

540 

560 

580 

600 

620 

640 

660 

680 

700 

720 

740 

760 

780 

800 

820 

840 

860 

Gruppe 2 

440 

460 

480 

500 

520 

540 

560 

580 

600 

620 

640 

660 

680 

700 

720 

740 

760 

780 

Gruppe 3 

385 

405 

425 

445 

465 

485 

505 

525 

545 

565 

585 

605 

625 

645 

665 

685 

705 

725 

Gruppe 4 

330 

350 

370 

390 

410 

430 

450 

470 

490 

510 

530 

550 

570 

590 

610 

630 

650 

670 
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Verordnung Nr / . . /Euratom des Rats 

zur Regelung der Bezüge und Sozialen Sicherheit 
der Atomanlagenbediensteten der Gemeinsamen 
Kernforschungsstelle, die in der Bundesrepublik Deutschland 
dienstlich verwendet werden 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
ATOMGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf die Verordnung Nr. 31 (EWG), Nr. 11 
(EAG) über das Statut der Beamten und über die 
Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Be- 
diensteten der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft und der Europäischen Atomgemeinschaft ^), 
insbesondere auf die Artikel 4 Absatz 2, 94 und 95 
der Beschäftigungsbedingungen, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in der Erwägung, daß es dem Rat obliegt, auf 
Vorschlag der Kommission festzulegen; 

— unter Zugrundelegung der örtlichen Gepflogen- 
heiten die Regelung der Bezüge der Atomanla- 
genbediensteten der Gemeinsamen Kernfor- 
schungsstelle für jeden Ort der dienstlichen Ver- 
wendung sowie die ihnen gewährten Zulagen, 
Versicherungen, sozialen Vergünstigungen und 
damit zusammenhängende Vorteile aller Art, 

— die Höhe der Zulagen für die Atomanlagenbe- 
diensteten der Gemeinsamen Kernforschungs- 
stelle, deren Wohnsitz sich bei ihrer Einstellung 
nicht in dem Lande oder in unmittelbarer Nähe 
des Ortes ihrer dienstlichen Verwendung befin- 
det — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


' A r t i k e 1 1 

Diese Verordnung gilt für die Atomanlagenbe- 
diensteten der Gemeinsamen Kernforschungsstelle, 
die in Artikel 4 Absatz 2 der Beschäftigungsbedin- 
gungen für die. sonstigen Bediensteten der Gemein- 
schaften — im folgenden Beschäftigungsbedingun- 
gen genannt — bezeichnet sind und die in der Bun- 
desrepublik Deutschland, insbesondere beim Insti- 
tut für Transurane in Karlsruhe, dienstlich verwen- 
det werden. 

Artikel 2 

Die Dienstposten, auf denen die Atomanlagen- 
bediensteten verwendet werden können, sind nach 
Art und Bedeutung der damit verbundenen Auf- 
gaben in zwei Klassen eingeteilt, die den Laufbahn- 


h Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 45 
vom 14. Juni 1962, S. 1385/62 


gruppen C und D entsprechen, die in der Übersicht 
über die Grundamtsbezeichnungen im Anhang I des 
Statuts der Beamten der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft und der Europäischen Atomgemeinschaft 
— im folgenden Statut genannt — ■ aufgeführt sind. 
Die Klasse I umfaßt fünf Gruppen mit je zehn 
Dienstaltersstufen, die Klasse II vier Gruppen mit 
je zehn Dienstaltersstufen. 


Artikel 3 

Die monatlichen Grundbezüge für jede der Grup- 
pen und Dienstaltersstufen werden nach der Tabelle 
im Anhang festgesetzt. Neben den Grundbezügen 
erhalten die Atomanlagenbediensteten: 

a) Eine Zulage für den Familienvorstand in Höhe 
von 5 Vo des monatlichen Grundgehalts, minde- 
stens jedoch 40 DM monatlich; als Familienvor- 
stand gilt jeder Bedienstete, dem nach dem Bun- 
desbesoldungsgesetz der Ortszuschlag der Stufe 
2 ff. zusteht; 

b) eine Kinderzulage in Höhe von 80 DM für jedes 
unterhaltsberechtigte Kind des Atomanlagenbe- 
diensteten; Artikel 2 des Anhangs VI des Statuts 
findet entsprechende Anwendung. Für Kalender- 
monate, für die Kindergeld nach dem Bundes- 
kindergeldgesetz zusteht, wird die Kindergeld- 
zulage für das in Betracht kommende Kind nur 
insoweit gewährt, als sie das gesetzliche Kinder- 
geld übersteigt; 

c) eine Weihnachtszuwendung von 80 DM für 
Ledige und 100 DM für Verheiratete sowie von 
20 DM für jedes unterhaltsberechtigte Kind, so- 
fern der Atomanlagenbedienstete am 30. Novem- 
ber seit mindestens 3 Monate ununterbrochen 
bei einer der Europäischen Gemeinschaften be- 
schäftigt war. 

A r t i k e 1 4 

Ein Atomanlagenbediensteter mit einem Dienst- 
alter von zwei Jahren in einer Dienstaltersstufe sei- 
ner Gruppe steigt automatisch in die nächsthöhere 
Dienstaltersstufe dieser Gruppe auf. 

Der Übergang in eine höhere Gruppe oder in 
die höhere Klasse erfolgt auf Grund einer Auslese 
nach Maßgabe des Artikels 92 der Beschäftigungs- 
bedingungen. 
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Artikel 5 

Die Atomanlagenbediensteten dürfen nur in drin- 
genden Fällen oder bei außergewöhnlichem Arbeits- 
anfall zur Leistung von Überstunden herangezogen 
werden. Sie haben Anspruch darauf, daß die von 
ihnen geleisteten Überstunden spätestens innerhalb 
eines Monats nach Ablauf des Monats, in dem sie 
geleistet wurden, durch Dienstbefreiung abgegolten 
werden; ist dies nicht möglich, so haben sie An- 
spruch auf eine Vergütung, deren Höhe nach den 
Bestimmungen des Statuts festgesetzt wird. 

Die Gesamtzahl der Überstunden, die von einem 
Atomanlagenbediensteten gefordert werden kön- 
nen, darf im Monat vierzig Stunden und im Kalen- 
derhalbjahr einhundertfünfzig Stunden nicht über- 
schreiten. 

Artikel 6 

Die Atomanlagenbediensteten erhalten unter den 
für die Beamten der Europäischen Atonigemein- 
schaft festgesetzten Bedingungen die Prämien für 
Erfindungen, für außergewöhnliche Dienstleistungen 
und die Entschädigung zum Ausgleich für besonders 
beschwerliche Arbeiten, die in den Artikeln 94, 99 
und 100 des Statuts vorgesehen sind. 

Artikel 7 

Die Atomanlagenbediensteten unterliegen vom 
Tage ihrer Einstellung an den deutschen Rechtsvor- 
schriften über soziale Sicherheit mit Ausnahme der 
Vorschriften über Familienbeihilfen. 

Neben den Leistungen, die auf Grund der Zuge- 
hörigkeit zu diesen Einrichtungen gewährt werden, 
dürfen, so weit diese Verordnung nicht etwas ande- 
res bestimmt, vom Organ gleichartige Leistungen 
nicht gleichzeitig bezogen werden. 

Artikel 8 

Die Atomanlagenbediensteten gelten je nach den 
Tätigkeitsmerkmalen ihrer Beschäftigung als Arbei- 
ter oder Angestellte im Sinne der deutschen gesetz- 
lichen Sozialversicherimgsbestimmungen. 

Artikel 9 

Den Bediensteten werden im Falle einer durch 
Unfall oder Krankheit verursachten Arbeitsunfähig- 
keit Krankenbezüge unter sinngemäßer Anwendung 
der für die entsprechenden Arbeitnehmer des Bun- 
des geltenden tariflichen Bestimmungen gewährt. 
Als Dienstzeit für die Berechnung dieser Bezüge 
gilt die bei einer der Europäischen Gemeinschaften 
verbrachte tatsächliche Beschäftigungszeit. 

Artikel 10 

Der Arbeitgeber zahlt die Hälfte des Beitrags zur 
gesetzlichen Arbeitslosen-, Kranken- und Renten- 


versicherung, sowie den gesamten Beitrag zur ge- 
setzlichen Unfallversicherung. Er trägt ferner bei 
Bediensteten, die in der Rentenversicherung für 
Angestellte nicht versicherungspflichtig sind und 
sich freiwillig weiterversichern oder ersatzweise 
eine Lebensversicherung abgeschlossen haben, die 
Hälfte ihrer Anwendung, jedoch nur bis zur Hälfte 
des jeweiligen höchsten Pflichtbeitrags. 

Entsprechend den örtlichen Gepflogenheiten kön- 
nen zusätzlich zu den Leistungen nach den deut- 
schen Rechtsvorschriften über soziale Sicherheit 
weitere Leistungen gewährt werden; der Arbeit- 
geberbeitrag zu den Kosten dieser zusätzlichen Lei- 
stungen darf jedoch die Hälfte der Kosten der 
einzelnen gesetzlichen Versicherungen nicht über- 
schreiten. Mindestens ein Drittel der Gesamtkosten 
dieser Zusatzversicherung trägt der Atomanlagen- 
bedienstete. 

Artikel 11 

Die Atomanlagenbediensteten erhalten die in 
Artikel 67 des Statuts vorgesehene Erziehungszu- 
lage für unterhaltsberechtigte Kinder. Werden von 
anderer Seite Erziehungsbeihilfen gewährt, so sind 
diese bei der Berechnung der Erziehungsbeihilfe zu 
berücksichtigen. 

Artikel 12 

Wenn aus zwingenden dienstlichen Gründen 
Atomanlagenbedienstete eingestellt werden, deren 
Wohnsitz sich nicht in der Bundesrepublik Deutsch- 
land oder in unmittelbarer Nähe des Ortes ihrer 
dienstlichen Verwendung befindet, wird ihnen am 
Ende einer erfolgreich abgeleisteten Probezeit Er- 
satz der tatsächlich entstandenen, vorher genehmig- 
ten Umzugskosten gewährt. Atomanlagenbedien- 
stete, die Familienvorstand im Sinne von Artikel 
3 a) sind, erhalten außerdem ein Monatsgrundgehalt 
als Pauschalvergütung. 


Artikel 13 

Ein Atomanlagenbediensteter, dessen Nettobe- 
züge sich auf Grund der Anwendung dieser Ver- 
ordnung vermindern, erhält eine Ausgleichszulage. 

Diese Ausgleichszulage entspricht für jeden Mo- 
nat dem Unterschiedsbetrag zwischen: 

— den im letzten Monat vor Inkrafttreten dieser 
Verordnung gezahlten Nettobezügen und 

— den Nettobezügen, die der Bedienstete auf Grund 
dieser Verordnung in dem betreffenden Monat 
erhalten hätte, wenn er die gleichen Familien- 
lasten gehabt hätte, wie im letzten Monat vor 
Inkrafttreten dieser Verordnung. 

Die nach dem Tage des Inkrafttretens dieser Ver- 
ordnung gewährten Erhöhungen der Bezüge werden 
von dieser Ausgleichszulage abgezogen. 
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Artikel 14 

Diese Verordnung tritt am in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

Geschehen zu Brüssel, am 

Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Anlage 


Klasse und 
Gruppe 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

I 

(1) 

940 

980 

1 020 

1 060 

1 100 

1 140 

1 180 

1 220 

1 260 

1 300 

(2) 

810 

840 

870 

900 

930 

960 

990 

1 020 

1 050 

1 080 

(3) 

730 

760 

790 

820 

850 

880 

910 

940 

970 

1 000 

(4) 

650 

675 

700 

725 

750 

775 

800 

825 

850 

875 

(5) 

600 

620 

640 

660 

680 

700 

720 

740 

760 

780 

II 











(1) 

660 

685 

710 

735 

760 

785 

810 

835 

860 

885 

(2) 

580 

600 

620 

640 

660 

680 

700 

720 

740 

760 

(3) 

490 

510 

530 

550 

570 

590 

610 

630 

650 

670 

(4) 

. 420 

435 

450 

465 

480 

495 

510 

525 

540 

555 


in DM 
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Drucksache IV/2854 


Verordnung Nr /. . /Euratom des Rats vom 

zur Regelung der Bezüge und der Sozialen Sicherheit 
der Atomanlagenbediensteten der Gemeinsamen 
Kernforschungsstelle, die in Italien dienstlich 
verwendet werden 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
ATOMGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf die Verordnung Nr. 31 (EWG) und 
Nr. 11 (EAG) über das Statut der Beamten und über 
die Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen 
Bediensteten der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft und der Europäischen Atomgemeinschaft ^), 
insbesondere auf die Artikel 4 Absatz 2, 94 und 95 
der Beschäftigungsbedingungen, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 9/63/EURATOM 
des Rats vom 18. Dezember 1963 zur Regelung der 
Bezüge und der Sozialen Sicherheit der Atomanla- 
genbediensteten der Gemeinsamen Kernforschungs- 
stelie, die in Italien dienstlich verwendet werden, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in der Erwägung, daß es dem Rat obliegt, auf Vor- 
schlag der Kommission festzulegen: 

— unter Zugrundelegung der örtlichen Gepflogen- 
heiten die Regelung der Bezüge der Atom- 
anlagenbediensteten der Gemeinsamen Kern- 
forschungsstelle für jeden Ort der dienstlichen 
Verwendung sowie die ihnen gewährten Zu- 
lagen, Versicherungen, sozialen Vergünstigun- 
gen und damit zusammenhängenden Vorteile 
aller Art, 

— die Höhe der Zulagen für die Atomanlagen- 
bediensteten der Gemeinsamen Kernforschungs- 
stelle, deren Wohnsitz sich bei ihrer Einstellung 
nicht in dem Lande oder in unmittelbarer Nähe 
des Ortes ihrer dienstlichen Verwendung be- 
findet — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die Artikel 7 und 11 der Verordnung 9/63/EU- 
RATOM des Rats vom 18. Dezember 1963 zur Rege- 
lung der Bezüge und der sozialen Sicherheit der 


Ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 45 
vom 14. Juni 1962, S. 1385/62 


Atomanlagenbediensteteri der Gemeinsamen Kern- 
forschungsstelle, die in Italien dienstlich verwendet 
werden, werden wie folgt ergänzt: 


„Artikel?“ 

1 — „Die Atomanlagenbediensteten erhalten unter 

den für die Beamten der Europäischen Atom- 
gemeinschaft festgesetzten Bedingungen Prä- 
mien für Erfindungen und für außergewöhnliche 
Dienstleistungen sowie Entschädigungen zum 
Ausgleich für besonders beschwerliche Arbeiten 
gemäß den Artikeln 94, 99 und 100 des Statuts.“ 

2 — „Bedienstete, die im Rahmen eines durchgehen- 

den Dienstes Schichtarbeit leisten und keinen 
Anspruch auf die Entschädigung gemäß Artikel 
100 des Statuts haben, erhalten eine Prämie, 
deren Betrag nach den in Artikel 6 der Verord- 
nung Nr. 4/63/EURATOM dargelegten Kriterien 
für den durchgehenden Dienst bei Nacht oder 
an Sonn- und P'eiertagen festgesetzt wird." 

3 — „Bedienstete, die keinen Anspruch auf die Ent- 

schädigung gemäß Artikel 100 des Statuts haben 
und üblicherweise ganzzeitig für Arbeiten an 
Offset-Maschinen, Buchungsmaschinen und Loch- 
kartenmaschinen oder für Be- und Entladeope- 
rationen eingesetzt werden, erhalten eine mo- 
natliche Prämie im Gegenwert von 300 Punkten, 
die gemäß Artikel 3 der Verordnung 4/63/EU- 
RATOM über die Entschädigungen für beson- 
ders beschwerliche Arbeiten berechnet werden.“ 


„Artikel 11“ 

1 — • unverändert 

2 — „Was die Höhe der Bezüge im Krankheitsfall 
und die Einzelheiten ihrer Gewährung anlangt, 
so werden die für die Angestellten (impiegati) 
geltenden Bestimmungen auch auf die Werk- 
meister (intermedi) und Arbeiter (operai) an- 
gewandt, jedoch mit der Maßgabe, daß die Fri- 
sten, während derer der Bedienstete Anspruch 
auf Krankengeld hat, die gleichen sind, wie sie 
für die Werkmeister (intermedi) im Tarifver- 
trag „Metalmeccanici“ und für die Arbeiter 
(operai) in den Vorschriften des Nationalen In- 
stituts für Krankenversicherung (INAM) fest- 
gelegt sind.“ 
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Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

Geschehen zu Brüssel, am 

Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Drucksache IV/ 2854 


Verordnung Nr /. . /Euratom des Rats vom 

zur Regelung der Bezüge und der Sozialen Sicherheit 
der Atomanlagenbediensteten der Gemeinsamen 
Kernforschungsstelle, die in Belgien dienstlich 
verwendet werden 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
ATOMGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf die Verordnung Nr. 31 (EWG) — 
Nr. 11 (EAG) über das Statut der Beamten und über 
die Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen 
Bediensteten der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft und der Europäischen Atomgemeinschaft 
insbesondere auf die Artikel 4 Absatz (2), 94 und 95 
der Beschäftigungsbedingungen, 

gestützt auif die Verordnung Nr. 10/63/EURATOM 
des Rats vom 18. Dezember 1963 zur Regelung der 
Bezüge und der Sozialen Sicherheit der Atomanla- 
genbediensteten der Gemeinsamen Kernforschungs- 
stelle, die in Belgien dienstlich verwendet werden, 

auf Vorschlag der Ko'mmission, 

in der Erwägung, daß es dem Rat obliegt, auf 
Vorschlag der Kommission festzulegen: 

— unter Zugrundelegung der örtlichen Gepflogen- 
heiten die Regelung der Bezüge der Atom- 
anlagenbediensteten der Gemeinsamen Kern- 
forschungsstelle für jeden Ort der dienstlichen 
Verwendung sowie die ihnen gewährten Zu- 
lagen, Versicherungen, sozialen Vergünstigun- 
gen und damit zusammenhängenden Vorteile 
aller Art, 

— die Höhe der Zulagen für die Atomanlagen- 
bediensteten der Gemeinsamen Kernforschungs- 
stelle, deren Wohnsitz sich bei ihrer Einstellung 
nicht in dem Lande oder in unmittelbarer Nähe 
des Ortes ihrer dienstlichen Verwendung be- 
findet — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die Artikel 7, 8, 11, 13 und 16 der Verordnung 
10/63/EURATOM des Rats vom 18. Dezember 1963 
zur Regelung der Bezüge und der sozialen Sicherheit 
der Atomanlagenbediensteten der Gemeinsamen 
Kernforschungsstelle, die in Belgien dienstlich ver- 
wendet werden, werden wie folgt geändert: 


h Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 45 
vom 14. Juni 1962, S. 1385/62 


„Artikel 7 

Die Atomanlagenbediensteten erhalten unter den 
für die Beamten der Europäischen Atomgemein- 
schaft festgesetzten Bedingungen die Prämien für 
patentierte Erfindungen und die Entschädigungen 
zum Ausgleich für besonders beschwerliche Arbei- 
ten, die in den Artikeln 94 und 100 des Statuts vor- 
gesehen sind. 

Artikel 8 

Um die Atomanlagenbediensteten insbesondere 
bei Krankheit, Unfall, Invalidität und Alter sowie 
für den Todesfall zu sichern, werden sie vom Tage 
ihrer Einstellung an den belgischen Einrichtungen 
für soziale Sicherheit angeschlossen. Diese Bestim- 
mung gilt für Angestellte und Arbeiter; letztere 
werden außerdem der Urlaubskasse (caisse des 
conges) angeschlossen. 

Sie erhalten die sich aus ihrer Zugehörigkeit zu 
diesen Einrichtungen ergebenden Leistungen, ins- 
besondere die Familienzulagen und — im Falle der 
Arbeiter . — das Urlaubsgeld. Das Urlaubsgeld der 
Angestellten geht zu Lasten des Organs. 

Das Organ trägt dafür Sorge, daß diese Leistun- 
gen nicht gleichzeitig mit von ihm gezahlten gleich- 
artigen Leistungen bezogen werden. 

Artikel 1 1 

Die Atomanlagenbediensteten haben nach Maß- 
gabe der Besoldungsbestimmungen der belgischen 
Rechtsvorschriften, die auch für das GEN in Mol 
gelten, Anspruch auf Jahresurlaub sowie auf Ur- 
laub im Falle von Krankheit, Unfall und Mutter- 
schaft. 

Artikel 13 

Entsprechend den örtlichen Gepflogenheiten kön- 
nen zusätzlich zu den Leistungen der belgischen 
Sozialversicherung weitere Leistungen gewährt wer- 
den; der Arbeitgeberbeitrag zu den Kosten dieser 
zusätzlichen Leistungen darf jedoch die Hälfte der 
Kosten der genannten Versicherung nicht über- 
schreiten. 

Artikel 16 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. Entsprechend den örtlichen Gepflogenheiten er- 
halten die Atomanlagenbediensteten jährlich eine 
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Gratifiktation in Höhe der Grundbezüge für einen 
Monat, deren Betrag sich gemäß dem jeweils gel- 
tenden Index ändert. Diese Gratifikation wird zu- 
sammen mit den letzten Bezügen des laufenden Jah- 
res gezahlt. 

Hat der Bedienstete während des betreffenden 
Jahres weniger als zwölf Dienstmonate geleistet, so 
wird die Gratifikation entsprechend gekürzt. 

Bediensteten, die ihre Aufgaben nicht zufrieden- 
stellend erfüllt haben, wird diese Gratifikation nicht 
gewährt.'* 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Korrigendum 

zum Vermerk vom 19. November 1964 
[Dok. R/1 112/64 (STAT 52) (ATO 99)] 


Betrifft: Bezüge und Soziale Sicherheit der Atom- 
anlagenbediensteten der Gemeinsamen 
Kernforschungsstelle (Artikel 94 der Be- 
schäftigungsbedingungen für die sonstigen 
Bediensteten) 


Die Kommission hat das beiliegende Korrigendum 
zu den Artikeln 3 und 11 ihres Vorschlags zur Rege- 
lung der Bezüge und Sozialen Sicherheit der in den 
Niederlanden dienstlich verwendeten Atomanlagen- 
bediensteten der Gemeinsamen Kernforschungsstelle 
übermittelt. 


Drucksache IV/2854 
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Verordnung Nr /. . /Euratom des Rats vom 

zur Regelung der Bezüge und Sozialen Sicherheit 
der Atomanlagenbediensteten der Gemeinsamen 
Kernforschungsstelle, die in den Niederlanden dienstlich 

verwendet werden 


Korrigend um 


Artikel 3 

Die monatlichen Grundbezüge für jede der Grup- 
pen und Dienstaltersstufen werden nach der Tabelle 
im Anhang zu dieser Verordnung festgesetzt. Zu 
diesen Grundbezügen treten gegebenenfalls folgende 
Zulagen hinzu: 

a) ein Wohnungsgeld, das sich aus der gesetzlichen 
Wohnungszulage (huurcompensatie) und einer 
allgemeinen Mietzulage (algemene huurtoelage) 
zusammensetzt, 

b) eine Bereitschaftsdienstzulage (consignatietoe- 

läge), 

c) eine Urlaubsgeld (vacantietoelage). 

Diese Zulagen werden in der von den zuständigen 
niederländischen Behörden festgesetzten Höhe ge- 
zahlt. 

Die in Artikel 6 der Beschäftigungsbedingungen 
vorgesehene Stelle setzt die Grenzen und Bedin- 
gungen für die Gewährung dieser Zulagen sowie 
die Einzelheiten ihrer Zahlung fest. 

Artikel 11 

1. Der Atomanlagenbedienstete, der nicht am Orte 
seiner dienstlichen Verwendung eingestellt wor- 
den ist, hat Anspruch: 


a) auf die Erstattung der Umzugskosten, die ihm 
bei Dienstantritt und bei Beendigung des Be- 
schäftigungsverhältnisses, soweit diese im 
Rahmen von Artikel 98 Absatz 1 a) und e) 
Satz 2 der Beschäftigungsbedingungen er- 
folgte, entstanden sind; 

b) auf eine Einrichtungsbeihilfe in Höhe der 
Hälfte seiner monatlichen Bezüge und/oder 
auf einen Unterkunfts- und Verpflegungszu- 
schuß; 

c) gegebenenfalls auf Erstattung seiner Fahr- 
koston zum Ort seiner dienstlichen Verwen- 
dung. 

2. Die in Artikel 6 der Beschäftigungsbedingungen 
vorgesehene Stelle kann dem Atomanlagenbe- 
diensteten, der auf Grund einer besonderen 
Genehmigung seinen privaten Kraftwagen für 
dienstliche Zwecke benutzt, eine Vergütung nach 
zurückgelegten Kilometern gewähren. 

3. Die in Artikel 6 der Beschäftigungsbedingungen 
vorgesehene Stelle legt die Bedingungen für die 
Gewährung dieser Erstattungen und Vergütun- 
gen sowie ihre Mindestsätze und ihre Grenzen, 
und zwar insbesondere hinsichtlich der unver- 
heirateten Bediensteten, fest. 
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